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D e r Antrag befindet sich auf der Seite 3.1  
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A n t r a g  N r . :  0 0 1 7 / 2 0 2 4 / A N   

B ri efk opf des A ntragste lle rs: 

 

16.02.2024  

Tagesordnungspunkt für den Gemeinderat  

Sehr geehrter Herr OB Würzner,  

wir beantragen folgenden Tagesordnungspunkt für die nächste Sitzung des Stadt-entwicklungs- 
und Bauausschusses (SEBA):  

Ergänzendes Verfahrens zum Planfeststellungsbeschluss „Barrierefreier Ausbau der Haltestellen 
„ B iethsstraße“ und „Burgstraße“ mit Ausbau und Umgestaltung der Dossenheimer Landstraße“  

Unter diesem Tagesordnungspunkt beabsichtigen wir folgenden Sachantrag einzubringen:  

Der SEBA/Gemeinderat möge beschließen:  

Die Stadt Heidelberg beantragt beim Regierungspräsidium Karlsruhe die Durchführung eines 
ergänzenden Verfahrens mit Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit zum 
Planfeststellungsbeschluss „Barrierefreier Ausbau der Haltestellen „Biethsstraße“ und 
„Burgstraße“ mit Ausbau und Umgestaltung der Dossenheimer Landstraße“ vom 30.03.2023, Az.: 
RPK17-3871-1/17-3871.1-HSB/58, zum Zwecke der Fehlerheilung und die Untersagung seiner 
Vollziehung bis zum Abschluss des ergänzenden Verfahrens.“  
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Begründung:   

Da der vom Gemeinderat der Stadt festgesetzte Bebauungspläne „Handschuhsheim - Zum 
Steinberg" im Bereich des Planfeststellungsverfahren nicht in die Abwägung des 
Planfeststellungsverfahren eingegangen sind, liegt ein Abwägungsmangel vor. Der Konflikt 
zwischen dem Inhalt des Planfeststellungsbeschlusses und den früheren bauplanerischen 
Festsetzungen sind nicht als solcher erkannt und behandelt worden. Der § 38 BauGB erfordert die 
Erzielung eines Konsenses zwischen divergierenden bauplanerischen Festsetzungen und einer 
überörtlichen Fachplanung. Hierzu bedarf es einer ordnungsgemäßen Abwägung, an der es 
vorliegend mangelt.  

g e z e i c h n e t  B u n t e  L i n k e ,  
g e z e i c h n e t  F r a k t i o n  D I E  L I N K E  
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